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   "Ende der Doppelmoral

Prostitution ist unvereinbar mit der Menschenwürde und

verstößt gegendie guten Sitten. So die Ansicht der ständigen

Rechtsprechung. Zwarist Prostitution nicht strafbar, geahndet

wird indes die Förderung. Um diesen Straftatbestand zu um-

gehen, verschleiern Bordellbetreiber meist die Besitzverhält-

nisse von zusammenhängendem Barbetrieb und Zimmer-

vermittlung.

Nicht so Felicitas Weigmann.Die Betreiberin eines Bordells in

Berlin brach das Tabu und sagtelaut, was sie tut. Daraufhin

entzog ihr das Bezirksamt die Gaststättenerlaubnis, da sie

derProstitution Vorschubgeleistet habe. Weigmann,die ver-

sucht offen selbstverwaltete Prostitution zu gewährleisten,

klagte gegendie Schließung. Und das Berliner Verwaltungs-

gericht gab ihr Recht.

In Abkehr von dem generellen “Unwerturteil" der bisherigen

Rechtsprechung hob dasGericht hervor, daß “wer die Men-

schenwürde von Prostituierten gegen ihren Willen schützen

zu müssen meint,(...) sich in Wahrheit an ihrer von der Men-

schenwürde geschütztenFreiheit der Selbstbestimmung [ver-

greift] und (...) ihre rechtliche und soziale Benachteiligung

[zementiert]”.
Neue Wegebeschritt das Gericht bei der inhaltlichen Ausfül-

lung des Begriffs der Unsittlichkeit. War die bisherige Recht-

sprechung ohne wesentliche Begründung davon ausgegan-

gen, daß die Einstufung derProstitution als unsittlich der in der

Gesellschaft vorherrschenden Überzeugung entspräche, sa-

hen es die Berliner Richter als erforderlich an, für eine solche

Wertung objektive Indizien zu ermitteln. Das Gericht bat 50 In-

stitutionen - z.B. JuristInnenverbände, Kirchen und Gewerk-

schaften - um Stellungnahme. Die Ergebnisse dieser Befra-

gung und die Tatsache, daß auch die Bundesregierungplant,

den Status der Prostituierten per Gesetz zu verbessern, ver-

anlaßte das Gericht, von einer geänderten sozialethischen

Wertvorstellung auszugehen. Prostitution, wird sie von Erwach-

senenfreiwillig und ohne kriminelle Begleiterscheinungenaus-

geübt, sei nach den heute anerkannten sozialethischen Wert-

vorstellung nicht mehrals sittenwidrig anzusehen.

Prostituierte werden nicht nur moralisch, sondern auchrecht-

lich diskriminiert. Sie zahlen Steuern, können aberkeine Sozi-

alversicherung und keine rechtlich bindendenArbeitsverträge

abschließen. Für Frauen, die in Häusern wie dem vonFelicitas

Weigmannarbeiten, liegt der Vorteil auf der Hand: Anschaffen

ohne Zuhälter, in Sicherheit vor dem kriminellen Milieu. Daßei-

ne Schließung gerade eines solchen Hauses Doppelmoral

wäre, habendie Berliner Richter erkannt und offen diskutiert.

Es bleibt zu hoffen, daß das Urteil Außenwirkung über den Ein-

zelfall hinaus entfalten und sich die rechtliche und soziale Si-

tuation von Prostituierten durch das Gesetzgebungsvorhaben

der Bundesregierung nachhaltig verbessern wird.

Karin Günther, Göttingen.

Quelle: VG Berlin, VG 35 A 570.99, vom 1.12.2000,

www.berlin.de/home/Land/RBm-Just/VG/Presse/urteil_pssst/
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  Präventiv verwahrt 

Wahlkampfzeiten sind schlechte Zeiten für den Rechtsstaat.

Dies zeigte anschaulich der baden-württembergische Land-

tag, als er am 20. Februar, also einen Monat vor der Land-

tagswahl, mit einer großen Koalition aus CDU, FDP, SPD und

Reps das Gesetz über die Unterbringung besonders rück-

fallgefährdeterStraftäter (StrUBG) beschloß. Damit wird das

bundesgesetzliche Institut der Sicherungsverwahrung nach

8 66 Strafgesetzbuch ausgedehnt, wonach StraftäterInnen

nach Verbüßungder Regelstrafe unabhängig von der Schuld-

schwereallein wegenihrer prognostizierten "besonderen Ge-

fährlichkeit” weiter festgehalten werden können. Die Siche-

rungsverwahrungsoll nach dem StrUBG nicht mehr nur im

Zusammenhangmit einem Strafurteil als Maßregel angeord-

net werden, sondern vor der eigentlich anstehendenEntlas-

sung andie Regelstrafe angehängt werden können. Dabeiist

insbesonderedie Art der Entscheidung überdie theoretisch‘

unbegrenzt mögliche Verlängerung derFreiheitsentziehung

problematisch. Um zu vermeiden, daß die Regelung schon

wegen mangelnder Gesetzgebungskompetenz des Landes

verfassungswidrig ist, mußte das baden-württembergische

Spezialmodell der Sicherungsverwahrung als polizeirechtli-

che Maßnahme ausgestaltet werden. Zur Abgrenzung vom

bundesgessetzlichenInstitut kommtals Grundlagefür die ver-

waltungsrechtliche Prognoseentscheidung über die von den

TäterInnen ausgehende "erhebliche gegenwärtige Gefahr für

Leben und Gesundheit der Bevölkerung” all das nicht in

Betracht, wasin die Strafgerichtskompetenzfällt. Es dürfenal-

so wederdie Vortaten und das gesamte TäterInnen-Verhalten

vor der Verurteilung noch etwaige Straftaten im Vollzug her-

angeogen werden, sondern nur das sonstige Verhalten im

Strafvollzug. Wie auf eine gezwungenermaßensehr geringfü-

gige Datenlage eine sichere Prognose gestützt werdensoll,

ist das Geheimnis des Gesetzgebers.Klar ist, daß den Voll-

zugsanstalten damit ein formidables Disziplinierungsinstru-

mentin die Hand gegebenist. Klar ist auch, daß damit wieder

ein Teil des Rechtsstaats dem Wahlkampf geopfert wurde.

Anna Luczak, Freiburg.
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  Deutschland darf sterben müssen 

Was ehemals nur gehobeneren Punkkreisen geläufig war, dem

schloss sich kürzlich auch die gehobeneGerichtsbarkeit in Ge-

stalt des Bundesverfassungsgerichts an. Wie ein Schuss Poe-

sie inmitten all der rechtsfinderischen Prosa nahmensich die im

Beschlussrezitierten Zeilen des Kultliedes der Punkband SLI-

ME aus://Wo Faschisten und Multis das Land regiern/wo Leben

und Umwelt keinen interessieren/wo alle Menschenihr Recht

verliern/da kann eigentlich nur nocheins passieren:/Deutsch-

land muss sterben, damit wir leben können.//

Dies wird nun nicht mehr als Verunglimpfung des Staates und

seiner Symbole gewertet ($ 90 a Strafgesetzbuch), sondern be-

wegtsich innerhalb der durch Art. 5 Abs. 3S. 1 Grundgesetz

geschützten Kunstfreiheit. Die Berliner Justiz hatte dies in mehr-

jährigen Prozessen und unter Verhängungeiniger Monate Un-

tersuchungshaft, Bewährungsstrafen und Tausenden Mark Ver-

fahrenskosten nicht so gesehen. Dabeiist das Stück, das 1997

auf einer angemeldeten Versammlungin Berlin-Kreuzberg vom

Band kam, im Handelfrei erhältlich.

Und dies zu Recht. Anstatt die Kunstfreiheit vorschnell dort en-

den zu lassen, wo mancherorts offenbar der unumstößliche

Schutzbereich des $ 90 a Abs. 1 StGB anfängt, hat das Bun-

desverfassungsgericht bei der Abwägung derwiderstreitenden

Verfassungsgüter genau hingeschaut bzw. -gehört: Unver-

kennbarsei die Kritik mit satirischem Einschlag. Deutlich (...)

werden Missstände in den Bereichen Politik, Umweltver-

schmutzung, Kriegsgefahr sowie der rapide Wandel durch

technische Neuerungen angeprangert. Dabei vergaß es auch

nicht, dass im Sinne der Kunstfreiheit die Anwendung des 8 90

a StGB nicht zur Immunisierung des Staates gegen Kritik und

Ablehnung führen dürfe.

Für eine dem künstlerischen Anspruch des Liedes gerecht wer-

dendeInterpretation hat das Bundesverfassungsgericht sogar

tief in der Schatzkiste gegraben und mit Heinrich Heines Ge-

dicht von den schlesischen Webern aus dem Jahr 1844 ein

Werk hervorgezaubert, das sowohl formal als auch im Ansatz

und in der Metaphorik weitgehende Ähnlichkeit aufweist.

Derzeitgeschichtliche Bezug des Liedes beginnt jedochfast

ein Jahrhundert später in der Hamburger Heimatstadt der

Band, dauertallerdings bis heute an: Heinrich Lerschs Gedicht

Soldatenabschied war es, auf das die Nazis zurückgriffen, als

sie 1936 dem HanseatischenInfanterieregiment ein Denkmahl

errichteten. “Deutschland muss leben, und wenn wir sterben

müssen”, heißt es noch immerin der dazugehörigenInschrift.

Bilal Alkatout, Berlin.

Quelle: BVerfG, 1 BvR 581/00 vom 3.11.2000,

www.bverfg.de/entscheidungen/
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Verfassungsgericht rügt Praxis des
Asylbeauftragten   

Es geschieht nicht häufig, daß Gerichte ein Urteil dazu nut-

zen, eine für rechtswidrig erachtete Behördenpraxis zu rügen,

die nicht unmittelbar Gegenstand des jeweiligen Gerichts-

verfahrensist. Eine Kammer des Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) hat im Dezember 2000eine solche Gelegenheit er-

griffen und dem Bundesbeauftragten für Asylangelegenhei-

ten eine hörbare Ohrfeige verpaßt.

Der Asylbeauftragte ist eine dem Bundesinnenministerium

unterstehende Behörde, die als juristisches Korrektiv ge-

genüber dem Bundesamtfür die Anerkennung ausländischer

Flüchtlinge fungierensoll und gegen dessen Entscheidungen

klagen kann. In der Praxis nutzt der Asylbeauftragte diese

Möglichkeit seit Jahren nahezu ausschließlich und bis vor

kurzem auch mit Rückhalt der jeweiligen Innenminister, um

gegen Bescheide vorzugehen, die die Anerkennung von Asyl

oder Duldung des Aufenthaltes aussprechen. So auch in dem

Verfahren eines kurdischen Ehepaares aus der Türkei, dem

Abschiebungsschutz nach 88 51, 53 Ausländergesetz ge-

währt worden war. Der entsprechende Bescheid war dem

Asylbeauftragten zunächst am 14. Dezember 1994 formlos

zugestellt, von diesem aberoffensichtlich nicht zur Kenntnis

genommenworden. Nacheiner erneuten, diesmal förmlichen

Zustellung am 21. Dezember 1995 erhob der Asylbeauftrag-

te umgehend Klage gegen die Gewährung des Abschie-
bungsschutzes.

Das Verwaltungsgericht gab der Klagestatt, weil es für die

BerechnungderKlagefrist nur die zweite förmliche Zustellung

berücksichtigte. Die Zustellung ein Jahr zuvor, deren Zu-

grundeliegen u.U. zu einem Abweisen der Klage wegen Ver-

wirkung hätte führen können, ließ das Gerichttrotz entspre-

chenden Vorbringens des Ehepaars außer Betracht. Das

BVerfG hobdasUrteil deshalb wegenVerletzung des Grund-

rechts auf rechtliches Gehörauf.

In dem Verfahren führte der Asylbeauftragte aus, nach der

Praxis des Bundesamtes würden anerkennende Bescheide

immerförmlich und unter Beifügung derAkten zugestellt, da-

mit ggf. schnell ein Einschreiten zum Nachteil der Asylbe-

werberInnen möglich sei. Dagegen würden ablehnende Be-

scheide des Bundesamteslediglich formlos zugestellt und

nur unter besonderen Umständen überhaupt zur Kenntnis

genommen. Da in dem konkreten Fall von dieser Praxis ab-

gewichen wordensei, hätte der Asylbeauftragte die Aner-

kennung nicht zur Kenntnis nehmen müssen.

Das Amtsverständnis, das sich hinter dieser jahrelangen und

massiv zum Nachteil der AsylbewerberInnen gereichenden

Behördenpraxis verbirgt,ist offensichtlich selbst der Kammer

des BVerfG so sehr aufgestoßen, daß sie am Ende des Be-

schlusses mit deutlichen Worten darauf hinweist, “die zu be-

obachtendeeinseitige Praxis des Bundesbeauftragten, nur

zu Lasten der Asylbewerber gegen ganzoderteilweise statt-

gebende behördliche odergerichtliche Entscheidungenvor-

zugehen(...), [werde] dem gesetzgeberischen Auftrag nicht

gerecht”.

Tobias Lieber, Freiburg.

Quelle: BVerfG, 2 BvR 143/98, vom 19.12.2000,

www.bverfg.de/entscheidungen/
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